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Die Rundschau erscheint
wöchentlich zwei Mal ,
Mittwoch und Samstag ,
und kostet für das halbe
Jahr vom 1. Januar
»iS 30 . Juni 1847
rm Utnfang des Groß¬
herzogthums 1 fl. 24 kr.
durch die Post oder durch
den Buchhandel bezogen .

Man bestellt bei de«
uachügelegenen Postamt »
in Earlsruhe , Mannheim
und Heidelberg auch
bet den unten genann¬
ten Buchhandlungen ,
welche auch Inserate

W II Karlsruhe . Mittwoch den 17. Februar IM . E^EZkiEckun -
. in. .— — . . den Raum der dreispalti -

HerauSgegeben von Karl Mathy . — Druck und Verlag von Malsch und Vogel , gen Pettizeile berechnet.

Die Rundschau

Carlsruhe . bei Malsch L Vogel . Heidelberg , bei Fr . Fabel . Mannheim , bei H . Hoff .

-ft Abwehr.

In Nr . 38 der Oberpostamtszeitunq wird unter der Ueber -

schrift „ Politische Parallelen " eine Vergleichung des politi¬
schen Lebens von Baden , Würtemberg , Baiern und Oestreich
gezogen , die für uns in so fern nicht schmeichelhaft ausfällt ,
als wir darin des theoretischen Liberalismus beschuldigt werden .
Die politischen Parteien seien bei uns beinahe ausschließlich
literarisch , die badische Opposition verbrauche zu viel Papier ,
der badische Liberalismus habe über die theoretische Consequenz
die Praxis vergessen . Es wird dann angedeutet , daß Baiern
schon praktischer , dagegen Oestreich derjenige Staat sei, welcher
verhindere , daß die Politik Deutschlands sich nicht in reine
Theorie und Abstraktion verflüchtige , wozu der deutsche Idea¬
lismus von Haus aus inclinire u . s. w . Scheinbar liegt darin
einige Wahrheit ; wer aber die Thatsachen genau kennen zu
lernen sich bemüht , dürfte leicht zu einem ganz entgegengesetzten
Urtheil gelangen . Der Raum dieses Blattes dürfte vielleicht
gestatten , Einiges zur Rechtfertigung dieser Behauptung anzu -
fübren . Die neuesten Ereignisse in Gallizien haben die östrei -
chische Regierung veranlaßt , die Robotten für ablösbar zu er¬
klären . In Baden sind schon 1831 die Frohnden aufgehoben
worden , die Staatsfrohnden uncntgcldlich , die Herrenfrohnden ,
d . h . solche , die an Privatpersonen zu leisten waren , gegen
Vergütung des achtzehn - oder zwölffachen Ertrages , je nach¬
dem sie auf einer Liegenschaft oder auf der Person lasteten .
Um die Ablösung zu erleichtern , hat der Staat zu den erster »
ein Drittel und zu den letztem die Hälfte des Ablösunaska -
pitals beigeschoffen . Man wird zugeben , daß wenn Oestreich
zu jener Zeit eine gleiche oder ähnliche Maßregel ins Werk
gesetzt hätte , die Gräuel deS vorigen Jahres jeden Vorwands
entbehrt hätten . Im Jahr 1831 wurde auch der Blutzehnte
gegen den fünfzehnfachen Ertrag , wozu die Staatskasse eben¬
falls die Hälfte beischoß, ablösbar erklärt , und der Neubruch¬
zehnte ganz aufgehoben . Im Jahr 1833 wurden alle Zehnten

gegen den zwanzigfachen Ertrag ablösbar erklärt , und die
Staatskasse übernahm ein Fünftel des Ablösungskapitals . —
Welcher Staat in Deutschland hat etwas Aehnliches auszu -

fiihren auch nur versucht ? Nach einer offiziellen Nachwcisung
waren in Folge dieser Maßregel am 1 . Januar 1815 3673
Zebntcn mit einem Kapital von über 30 Millionen Gulden
wirklich abgelöst ; dagegen sind noch abzulösen 2078 Zehnten ,
deren Kapitalwcrth noch nicht ermittelt ist , aber jedenfalls 10
Millionen übersteigt . Der badische Staat macht daher für die¬
sen Zweck allein einen Aufwand von über 8 Millionen , un¬
gerechnet die Zinsen und Zinses -Zinsen , welche er zu 4 Proc .
vom 1 . Januar 1834 vergütet . Zur Aufbringung der hiefür
erforderlichen Mittel war nicht einmal ein Anlehen nothwen -

dig ; die Ueberschüffe haben dazu größtmtheils ausgereicht .
Daraus mag man entnehmen , ob unsere Finanzen gut ver¬
waltet sind ; auf diesen Punkt werden wir weiter unten zu¬
rückkommen . Im Jahr 1835 trat Baden dem deutschen Zoll¬
verein bei , eine Maßregel , welche unseres Bedrückens von
einer weiseren Politik , alö Oestreichs Absperrung gegen Deutsch¬
land , reugt . Im Jahr 1837 wurde die Erbauung der daS
ganze Land durchschneidenden Eisenbahn aus Staatskosten be¬
schlossen, deren Vollendung in diesem Jahr zu erwarten steht .
Zu jener Zeit überließ Oestreich die Erbauung von Eisen¬
bahnen noch der Privatindustrie ; erst in den letzten Jahren
hat dieser praktische Staat sich entschlossen , das badische Sy¬
stem zu adoptiren , und sicht sich dadurch genöthigt , die Pri¬
vatbahnen an sich zu .kaufen , wie auch Baiern , das praktischer
sein soll , als Baden , bei der München - Augsburger Bahn
gethan hat . Wollte man die Länge der badischen Bahn , die
über dreißig deutsche Meilen betragt , in Betracht ziehen , so
müßte Oestreich , wenn es in gleichem Verhältniß thätig ge¬
wesen wäre , 900 deutsche Meilen gebaut haben . Es ist aber
noch weit von diesem Ziele entfernt . Nebenbei dürften die
badischen Landstraßen eine Vergleichung mit den östreichischen
wohl aushalten , während in Baden schon seit 1830 kein
Straßengeld erhoben wird . Ist dies auch in dem praktischen
Oestreich der Fall ? Von der Anlage neuer Straßen , von den
großen Bauten , z. B . der Hafen in Mannheim und Konstanz ,
der Irrenanstalt bei Achern , des Zuchthauses in Bruchsal , der
polytechnischen Schule in Carlsruhe , der Akademie daselbst ,
der vielen andern Bauten u . s. w . wollen wir nicht sprechen ,
da wir voraussetzen , daß Aehnliches in gleichem Verhältniß
in Oestreich geschehen ist . Auch die Gründung der höheren
Bürgerschulen , die reiche Ausstattung der Universitäten , die
Besserstellung der Volksschullehrer , für welche die theoretisi -
rende Opposition sich stets auf das Lebhafteste verwendet hat ,
wollen wir aus gleichem Grunde unberührt lassen . Aber einige
große und durchgreifende Gesetze , deren Erlassung größtmtheils
dem Liberalismus der Regierung und Stände zu danken ist ,
wollen wir aufzählen , weil daraus am besten ermessen werden
kann , ob man bei unö nur plaudert ohne zu handeln . Im
Jahr 1831 haben wir die neue Gemeindeordnung erhalten ,
um welche uns ganz Deutschland beneidet ; denn sie ist die
Unterlage unserer Volksfreiheit , der Selbstständigkeit unserer
Gemeinden . Im Jahr 1832 wurde die neue Eivilprozeßord -

nung , welche auf Oeffmtlichkeit und Mündlichkeit der Ver¬
handlung gebaut ist , eingeführt . Ein Wilbschadmgesetz , das
heute noch in vielen deutschen Staaten vergebens erstrebt wird ,
erhielten wir schon im Jahre 1833 . Seit 1841 beschäftigte
sich die Gesetzgebung mit der Revision der Strafgesetze , und
1845 wurde das neue Strafgesetzbuch und die Strafprozeß -
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ordnung , welche Oeffentlichkeit und Mündlichkeit einführt ,
publicirt . Diese Gesetze machten eine neue Gerichtsorganisation ,
die Einführung der Staatsanwaltschaft , die Erbauung von

Gerichtssälen , Gefängnissen und Strafanstalten nothwendig ,
deren Beendigung wir in diesem Jahr erwarten . Das ist ein

kurzer Abriß unserer , wie man zu sagen beliebt , theoretistren -

den Thätigkeit . Daneben fand alle zwei Jahre die Feststellung
des Staatsbudgets , welche kaum irgendwo mit solcher bis ins

Einzelnste gehenden Genauigkeit geschieht , und die Prüfung
der Staatsrechnungen statt . Unsere Finanzen gelten als Mu¬

ster der Ordnung und Klarheit ; trotz der oben erwähnten
bedeutenden Summen , welche auf Ablösung der auf dem Grund
und Boden ruhenden Lasten verwendet wurden , haben wir

jährliche Ueberschüsse . Unser Credit bewies sich dadurch , daß
wir alle Anlehen zu 3 V* Procent machten , während z . B .

Oestreich und jüngst Hannover zu 5 Proccnt zu contrahiren
genöthigt waren . Man mag hieraus entnehmen , daß wenn

unsere Zeitungen viel Papier verbrauchen , und in unfern
Kammern lange Reden gehalten werden , unsere Thätigkeit
nicht blos eine literarische , wie uns vorgeworfen wird , son¬
dern auch eine praktische und lebensvolle war , daß wir nicht
eiteln Idealen nachstrebten , sondern sehr wcrthvolle Resultate
erreicht haben , daß während wir einen Kampf um die höch¬
sten Güter führten , die materiellen Interessen keineswegs ver¬

nachlässigt , sondern in einer Weise gefördert wurden , welche

von andern sogenannten praktischen Staaten noch lange Zeit
nicht erreicht werden wird .

( Stimmen über die neue ständische Erweiterung in

Preußen . ) •— Die Wormser Zeitung bemerkt , „ daß die

wesentlichsten constitutioncllcn Voraussetzungen der neuen Ein¬

richtung abgehen , daß man also irrt , wenn man in ihr eine

reichöstandijche Verfassung sehen wollte . Doch aber ist der

Fortschritt ein sehr bedeutender , und Preußen ein Großes dem

Ziele näher gerückt , wo es als konstitutioneller Staat in

dem europäischen Völkervereine eine doppelt gewichtige Stimme

haben , und die ganze in seinem Volke ruhende Kraft zur
Entfaltung bringen wird , deren cs so sehr bedarf , um seine
nur mehr künstliche Stellung als europäische Großmacht sich

zu erhalten . "

In der Neuen Züricher Zeitung heißt cs : „ Der ausge¬
sprochene Hauptzweck des vereinigten Landtags besteht in Vcr -

willigung neuer Steuern und Staatsanlehcn . Da aber laut

unzweideutigen Kabinetsordrcs des verstorbenen Königs solche

Verwilligungen nur den zukünftigen Reichöständcn zustchen
sollen und die Mitglieder der Provinziallandtagc nur für
lokale Angelegenheiten gewählt sind , so dürfte schon aus

diesem Umstande eine preußische Frage sich entwickeln , welche
leicht eine europäische werden könnte . " —

Ein längerer Aufsatz in der Wcserzeitung enthält folgende
Stelle : „ Wie eng auch die Schranken abgesteckt sind , die

Bahn ist gebrochen und der Anfang einer höchst folgenreichen
Entwickelung gegeben . Das englische Parlament trat mit
nicht größeren

'
Rechten ins Dasein , die Gemeinen haben dir

heutige Stellung des Unterhausrs begründet , indem sie, nach
dem Ausdruck eines englischen Schriftstellers „ ihre Beschwer¬
den und Geldbewilligungen einander bei der Hand fassen

ließen " ( an die Phasen , welche die französische Volksvertretung
durchlaufen mußte , wollen wir lieber nicht erinnern . )

'
Dir

Feststellung und Bestimmung der preußischen Verfassung wird
bei erster Gelegenheit die Aufgabe der zusammenberufenen
Stände werden müssen ; die Unbestimmtheit vieler einzelnen
Punkte der Verordnungen muß dazu nothwendigerweise hin¬
führen , und es ist sehr charakteristisch , daß schon die amtliche
Ausführung des Erlasses von „ Hoffnungen

" spricht , welche sich
aus einzelnen Andeutungen auf die weitere Ausdehnung einer '

Befugniß entnehmen lassen . "

Weiterhin erwartet die Weserzeitung die im Prinzip aner¬
kannten Institutionen , deren freie Völker bedürfen ; Oeffent¬
lichkeit des Rechts und der reichsständischen Verhandlungen
und Preßfreiheit . Endlich eine neue Gestaltung der Verhält¬
nisse nach Außen , worüber folgendes angedeutet wird :

„ Preußen , indem es aufgehört hat , ein absoluter Staat zu
sein , ist damit entschieden auf die Seite des westlichen Eu¬
ropas getreten . Das herzliche Einverständniß niit dem Osten ,
längst gelockert , ist mit Rußland fortan eine Unmöglichkeit
geworden und seine , vielleicht von einer politischen Verwicke¬

lung gebotene Erneuerung müßte die innere preußische Politik
mit der äußeren in einen unheilvollen Widerspruch stürzen .

Dagegen ist durch diese Verfassung zu einem herzlichen Ein¬
verständniß Preußens mit dem übrigen Deutschland der Weg
geöffnet . "

Der deutsche Zuschauer nennt die neue Einrichtung
eine „ preußische Reichsverfassung

" und hat daher weniger
Ursache , damit zufrieden zu sein , als Diejenigen , welche darin
nur einen ersten Schritt sehen , um eine wahre Verfassung
zu erlangen . Nur in dieser Beziehung läßt sich der Einrichtung
eine gute Seite abgewinncn , was auch der Zuschauer aner¬
kennt , indem er sagt : „ Es ist jetzt doch endlich einmal durch
die vereinigten Landstände ein Eentralpunkt politischer Thätig¬
keit gebildet , und dieser muß seine Rückwirkung auf das ganze
preußische Volk , ja aus die ganze deutsche Station aus

'
übcn ,

sic falle aus , wie sie wolle . Sollten sich die vereinigten Land -

ständc Preußens zu einem fünften Rade am Wagen der

preußischen Burcaukratie herabwürdigen lassen , was wir nicht
erwarten , dann wird sich die Ueberzeugung im deutschen
Vaterbande fcststellcn , daß der Fortschritt Deutschlands durch
die preußischen Landstände nicht gefördert werden könne . Wer¬

den jedoch Männer von höherem Geiste , von Entschlossenheit
und Kühnheit in die Kammern geschickt , und verstehen es

diese , die Versammlung zu begeistern , greift das preußische
Volk durch Petitionen , welche cs die Mitglieder des Landtags
veranlaßt sich anzucigncn , in die Thätigkeit der Landstände
belebend , erfrischend und kräftigend ein , >o können auch die

preußischen vereinigten Landstände Großes zu Stande bringen ."

DaS Mannheimer Journal leitet einen Artikel , worin

dargethan wird , daß die neue Entwickelung dem Art . 13 der
Bundcsactc , welcher landständische Verfassungen verheißt , nicht

Genüge leiste , mit folgenden Worten ein : „ Wunderbar , das

lang ersehnte Kind , das vor seiner Geburt so viel von sich
reden gemacht , wird jetzt , nachdem es das Licht der Welt
erblickt

'
, auf eine auffallende Weise vernachlässigt . Dieses

Schweigen , diese Abwesenheit jedes weiteren Gefühls der

Theilnahme an der Wiege einer Verfassung ( ? ) , welche eine

neue Epoche für die preußische Geschichte emführen soll, wirft
einen tiefen Schlagschatten auf das neue Werk . In dieser
Stille , in dieser Teilnahmslosigkeit spricht sich lauter als in
den beredtesten Worten die getäuschte Erwartung und daS

Bewußtsein nicht gewährter Befriedigung aus . Zwar hatte
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man längst gewußt , daß es nicht Absicht sei , eine ständische
Vertretung zu schaffen , daß es sich vielmehr nur um eine

Fortbildung des bisherigen provinzialständischen Instituts
handle , daß aber die Aufgabe in dieser Weise werde gelöst
werden , hatten gewiß nur Wenige geahnt . —

Die würtembergische Kammer hat in mehreren Sitzun¬

gen , theils öffentlichen , theils geheimen , über den Eisenbahn¬
bau und die Anschaffung der Mittel dazu , wichtige Beschlüsse

gefaßt . Am 6 . Februar beschloß die Kammer , daß es in

Betreff der Westbahn bei dem Beschlüsse von 1845 bleiben

solle , wonach mit dem Bau von würtembekczischer Seite

nicht angefangen werden soll , ehe mit Baden in Betreff des

Anschlusses ein Vertrag abgeschlossen worden sei. Der Gegen¬
antrag des Grasen von Bissingcn , mit dem Bau nach dem

Eckartsweierer Hof an der Grenze gegen Pforzheim zu be¬

ginnen , ohne auf den Abschluß eines Vertrags zu warten ,
hatte vielseitige Unterstützung gefunden , aber die Mehrheit
nicht erhalten . Von Würtcmberg aus ist Baden demnach
nicht gehindert , die Lösung einer Lebensfrage , die Erbauung
der Bahn von Offcnburg nach Constanz zu fördern . Am

8 . Februar begannen die Verhandlungen über die Anschaffung
der Mittel zum Eisenbahnbau und zwar zunächst über die

Papiergeldsragc . Die Finanzcommission hatte sich für _
die

Einführung von Papiergeld ausgesprochen und der Bericht¬

erstatter Goppclt verthcidigtc den Antrag mit Talent und
Gründlichkeit ; wenn die Furcht nicht eine so mächtige Rolle
wie im Leben überhaupt , so in den deutschen Kammern ins¬

besondere spielte , namentlich , wo cs sich um einen Antrag
handelt , der sich nicht des Beifalls der Regierung erfreut ,
so würde die Mehrheit wohl den Gebrauch des wohlfeilem
Umlaufsmittels nicht zurückgewiesen haben . Im Namen der
Minorität der Eommission entwickelte Dörtenbach die Gründe

gegen die Räthlichkeit und Nützlichkeit der Ausgabe von

Papiergeld , welche im Wesentlichen darauf hinausliefen , daß
es ein gewagter Schritt sei . Hierauf hatte Goppclt schon
im Voraus erwidert , indem er die Bedingungen feststcllte ,
unter denen der Gebrauch dcS Papiergeldes gefahrlos und

nützlich wird und gleichnißwcisc das Beispiel des Fcldhcrrn
ansührte , der cs wagte , die Bewegung der Truphen von
der Nachsührung des Proviants unabhängig zu machen .
Die Erinnerung an die Geschichte des österreichischen , fran¬
zösischen , schwedischen u . a . Papiergeldes und die Gefahren
eines Krieges wurden ebenfalls gegen den Commissi

'
onsantrag

geltend gemacht , obgleich ein
'
großer Unterschied zwischen

einem Nothgcld bei zerstörtem Credit und der Ausgabe einer

mäßigen Summe zur Unterstützung eines nützlichen Unter¬

nehmens besteht , und obgleich die Kriegsgefabr nichtj nur

gegen das Papiergeld , sondern auch gegen die Eisenbahn und
alles Zerstörbare sprechen würde . Der Antrag der Majorität
wurde mit 48 gegen 40 Stimmen verworfen , und Würtem -

berg ist somit der Gefahr eines eigenen Papiergeldes glücklich
entgangen ; es hat nur noch die Wechselfälle der im Lande um¬

laufenden preußischen , bayerischen , sächsischen , nassauischen
und anderer Werthzeichen mit zu tragen . Für alle Zukunft
ist die Besorgniß indessen noch nicht verschwunden , da der

Beschluß nur gegen die sofortige Ausgabe von Papiergelde . Mehr Glück hatte der am 9. Februar verhandelte Antrag,
.. ündet auf die Motionen von Müller und Barchet , wor¬

über abermals Goppelt berichtete : Zehnten und Grundlasten
abzulösen , Domänen zu verkaufen und den Erlös zum Eisen¬
bahnbau zu verwenden .

Der Kammerbeschluß lautet : „ An die Staatsregierung die drin¬
ende Bitte zu stellen , sie möchte vor dem nächsten ordentlichen

andtage in Erwägung ziehen : » . wie die allgemeine Ablö¬

sung aller noch bestehenden Grundlaften und b. der Verkauf
entbehrlicher , gering rentirender Staatsdomänen und Staats¬

gewerbe bewerkstelligt , o. wie den Klagen über Wildschaden ,
theils durch Ablösung der Jagdrechte , theils durch ein Gesetz
über Wildschadensersatz abgeholfen werde , endlich ck. ob und
wie die Ablösungsmaßregeln mit Deckung der
Mittel für den Eisenbahnbau in Verbindung
gebracht werden könnten , um den Ständen Vorlage
in dieser Richtung zu machen . " — Dies ist zwar ein guter
Beschluß , allein er sorgt nicht für den gegenwärtigen Bedarf

zum Eisenbahnbau und wird in Zukunft , wenn es einmal

darauf ankommen soll , ihn praktisch zu machen , bei der ersten
Kammer und der Regierung wahrscheinlich noch aus größere
Hindernisse stoßen , als das Papiergeld . Es wird daher der
Kammer wohl nichts Anderes übrig bleiben , als ihre Zustim¬

mung zu Anleihen gegen 5 Procent zu geben , falls nämlich
nicht Censurschwierigkeiten in den Weg treten . Die Abschaffung
der Ccnsuc wäre dock das Geringste , was die Kammer für
ihre Ereditbcwilligungen verlangen könnte .

Aus dem Unterrheinkreis . ( Schuster coYitraStaats -
diencr . ) Ein Schuhmacher lieferte im Laufe des vergangenen
Sommers für den minderjährigen , als flotter Lyceist lebenden
Sohn eines Staatsdieners einige Schustcrarbeit , und hatte
dafür 5 fl . 46 kr . zu fordern . Der Lyceist zog ab ohne zu
zahlen ; der Schuster wandte sich an den Vater desselben , bat
schriftlich um Befriedigung seiner Fordcrling , erhielt jedoch
statt einer Antwort uneröffnet seinen Brief durch die Post
zurück . — Der Winter war hcrangebrochcn , der arme Bürger
braucht dringend seine paar Gulden Ausstände um Leder zu
kaufen und seine Familie zu ernähren . Er löst sofort einen

bedingten Zahlbcfchl gegen den Staatsdiencr bei Amt ; der
Staatsdicncr zeigt Einwand an und dem Schuster bleibt über¬

lassen , förmliche Klage zu erheben . War die Verlegenheit die¬

ses Mannes vorher schon groß , so wurde sie jetzt noch größer .
Das Amt , bei welchem er seine Klage anzustellen hatte , ist
sieben Stunden weit von seinem Wohnort entfernt , er braucht

zu seiner Hin - und Rückreise , einschließlich seiner GeschäftS -

bcsorgung , fast drei Tage , dieser Zeitverlust wiederholt sich
im Lause des Prozesses mehrmals , — wovon aber soll wäh¬
rend dieser Zeit Frau und Kind leben und wie soll er wäh¬
rend dieser Zeit seine Kunden fördern ? Eben so wenig will
und kann er seinen Ausstand aufgeben , er fühlt zudem , daß
er nicht gewachsen ist vor Gericht seinem Schuldner — einem
Staatsdiener — gegenüberzustehen , und so übergibt er seine
Sache zum ferneren Betrieb einem Anwalt . Es wird förmliche
Klage erhoben , und als der beklagte Staatsdiener merkt , daß
es endlich Ernst wird , leistet er Zahlung . Die Anwaltskosten
werden amtlich nach Ansatz mit 9 fl . 28 kr . decretirt , jedoch
soweit sie nicht in baaren Auslagen bestehen , für nicht noth -

wendig erklärt , und nun stellt sich die Sache so : der Schuster
fordert an den Staatsdiener und erhält 5 fl. 46 kr., von den
Anwaltökosten bleiben dem Kläger zur Last 6 fl. 33 kr ., somit
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hätte her arme Schuster nicht nur nichts für seiner, Hände
saure Arbeit , er müßte sogar noch für die ihm vom Staats -
diener abgenöthigten Kosten sein eigenes Geld darauf legen.
Die Beurtheilung der Frage , ob Anwaltskosten im einzelnen
Fall zu den nothwendigen

'
gehören oder nicht , ist bekanntlich

dem richterlichen Ermessen anheimgestellt; eine Appellation ge¬
gen eine derartige Kostenbestimmung an den höheren Richter
findet nicht statt , wohl aber eine Appellation an die öffent¬
liche Meinung . Es stehen hier zwar keine großen Summen,
wohl aber eine große Unbilligkeit und eine große Härte in
Frage , und das Publikum mag urtheilen , wer bei seinem
Leisten geblieben ist , der Schuster , der Staatsdiener oder der
Richter ?

Briefe.
Mannheim , 13 . Januar . Heute ist das obcrhofgericht-

liche Urtheil verkündet worden , wodurch der Abg. Welcher
von der Anklage einer Beleidigung der hessischen Regierung
durch das Buch : „ Inquisition , Cabinetsjustiz und Censur im
Verderblichen Bunde " — freigesprochen wird . Dieser Aus¬
gang war zu erwarten , nachdem das Hofgericht in Rastadt
einstimmig wegen mangelnder Prozeß - und Sacklegiti-
mation den Angeklagten freigesprochen hatte und cs ist daher
auch schwer zu glauben , daß ein Mitglied des obersten Ge¬
richtshofes , welches zugleich auch Mitglied der Abgeordneten¬
kammer und als solcher Welckcr 's politischer Gegner ist , sich ,
wie es heißt , eifrig bemüht habe , der Sache eine für den
Angeklagten ungünstige Wendung zu geben. — Die zum
viertenmal eingetretene Kälte nach starkem Schneefall hat die
Aussicht auf baldige Eröffnung der Schiffahrt wieder in die
Ferne gerückt ; in Mainz ist die Brücke abgeführt , was hier
hoffentlich nicht nöthig werden wird ; die Getreidepreise steigen
wieder und hatten vorgestern in Basel die unerhörte Höhe
von 33 % Gulden für das Malter Waizen erreicht . Uebrigcns
ist die Bewegung der Preise in den verschiedenen Handels¬
plätzen nicht übereinstimmend , was sich durch die unterbrochene
oder erschwerte Verbindung erklärt . Leider ist der Beginn der
öffentlichen Arbeiten durch die Kälte ebenfalls vertagt , doch
lassen sich bereits Zeichen eines baldigen Wechsels verspüren .
Die, Zahl der Hülfsbcdürftigen und die Größe des Bedarfes
mehrt sich täglich ; die hiesige Suppenanstalt , welche anfäng- -
lich nur schwach benutzt worden war , wird jetzt in vollem
Maße in Anspruch genommen und der Unterstützungsverein
bietet alle Kräfte auf , um den Verkauf von Kartoffeln zu
billigen Preisen, der sich als höchst zweckmäßig , sowohl durch die
erleichterte Anschaffung für Unbemittelte, als auch durch gün¬
stige Rückwirkung auf die Marktpreise bewährt hat, in größe¬
rer Ausdehnung fortzusetzcn . Da die eigenen Mittel des Ver¬
eines beschränkt sind , so hatte sich derselbe an den Gemeinde¬
rath gewendet und um einen Zuschuß aus dem Ertrage der
außerordentlichen Sammlung gebeten. Gemcindcrath und Aus¬
schuß hatten 500 fl. bewilligt ; mit der angemessenen Verthei -
jung deS Uebrigen , im Betrage von mehr als 3,6l)0 fl ., war
eine durch Zuzug einer größeren Anzahl von Bürgern ver¬
stärkte Commission in Verbindung mit der Armenpolizeicom-

,Mission beschäftigt. Da erschien plötzlich ein amtlicher Erlaß ,
welcher, sicherem Vernehmen nach, den Beschluß der Gemeinde¬
behörde für ungültig erklärte , die Auszahlung von 500 fl.

züm Zweck des billigen Kartoffelverkaufcs untersagte und die
Ablieferung des Ertrages der Sammlung an die Armenpolizei¬
commission gebot. Man ist allgemein erstaunt über diesen Ein¬
griff in das Verfügungsrecht der Gemeindebehörde über die
mit amtlicher Genehmigung von ihr veranstalteten und zur
Linderung der Roth bestimmte Sammlung .

Dieselbe hat , wie es heißt, den Rekurs gegen den amtlichen
Erlaß , der sich auf irrige Voraussetzungen gründet , angezeigt,
zugleich aber ihrer Commission , die mit Zuzug der Armencom¬
mission arbeitet

^
den Ertrag der Sammlung zur Verfügung

gestellt, damit die Hülfe in der Roth nicht verzögert werde, ab¬
züglich jedoch der Summe von 500 fl., welche bis zum Austrag
der Sache niedergelegt bleibt ; daß sie kaum besser verwendet
werden könnte, als für Erhaltung des durch den Unterstützungs¬
verein veranstalteten billigen Kartoffelverkaufs , darüber herrscht
nur Eine Stimme. In Berlin ist der Verein für das Wohl
der arbeitenden Classen endlich genehmigt worden ; hier aber ,
wo ein solcher Verein keiner Genehmigung bedarf , scheint er
von der Behörde mit Ungunst angesehen zu werden , obgleich
anfängliche Besorgnisse längst verschwunden sind , und seine
Wirksamkeit als eine wohlthätige anerkannt werden muß.
Während dagegen in Nürnberg der Gemeinde verboten wor¬
den ist , wohlfeileres Brod an Unbemittelte abzugeben , ist dies
hier unverwehrt; der Aufwand hiefür im verflossenen Monat
soll gegen 1100 fl . betragen . — Gegen den hiesigen Gcsellen-
verem ist , wie es heißt , eine polizeiliche Untersuchung einge¬
leitet , wobei hauptsächlich nach dem Inhalt der Reden geforscht
werde , welche die Herren vr . Hecker und und G. v. Struve
am Sylvesterabend in diesem Vereine gehalten hätten . Bon
Communismus kann hier keine Rede sein ; für politische Ge-
spenstersehcreicn aber scheint der Augenblick nicht zum Besten
gewählt.

Verschiedenes .
— In Weimar versammeln sich die Stände gegen Ende

Februar und es werden schon Petitionen für Oeffenmchkeit der
Landtagsverhandlungen, öffentliches und mündliches Gerichts¬
verfahren , Preßfreiheit , Maßregeln zur Abhülfe des Nothstan -
dcs u. s. w . vorbereitet . Die 'Regierung hat bereits die Korn¬
böden der Rentämter öffnen und die Vorräthe zu billigen
Preisen an die ärmeren Bewohner abgebcn lassen.

— Der gesetzgebende Körper in Frankfurt (nicht der Bun¬
destag ) zeigt sich als entschiedener Freund der Oeffentlichkeit.
Er hat sich für die Oeffentlichkeit seiner Sitzungen, der stadt¬
amtlichen Verhandlungen und des Budgets ausgesprochen .

— Graf Reichenbach in Neisse , welcher von dem schlesi¬
schen Provinziallandtag, zu dessen Mitglied er gewählt wurde ,
serngehaltcn werden soll , und deßhalb in verschiedene Unter¬
suchungen verwickelt worden ist , wurde von der Anklage, pol¬
nische Flüchtlinge beherbergt zu haben , freigesprochen. Rock
bleibt eine Klage wegen Majestätsbeleidigung übrig , angeb¬
lich begangen durch Mitthcilung eines verbotenen Buches .

— Die schlesischen Blätter berichten von neuen russischen
Truppenmassen , welche von Warschau auf der Eisenbahn nach
Czenstochau gebracht und von dort an die preußische, krakauer
und gaUizisckc Grenze geschickt werden . In Czenstochau sind
bereits Magazinefür Verpflegung der Truppen errichtet worden.

Unter Verantwortlichkeit der Verlagshandlung.
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